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Antrag 

an die 173. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol

am 04. Mai 2018

Unbürokratische Familienhilfe sichern
Familiensysteme leisten tagtäglich fast Unglaubliches: Von der Kindererziehung und ersten Bildungsmaßnahmen, über Soforthilfe in Krisensituationen bis hin zur Pflege von Angehörigen wird praktisch jede Lebenssituation abgedeckt. „Familie“ – egal in welcher Form – kann bunter sein als die idealtypisch-romantische „Vater-Mutter-Kind“-Zusammensetzung, komplexer sein als die klassische Ehe, und unterschiedlichste Lebensrealitäten ermöglichen. So hat jede und jeder sein eigenes Bild von der „Familie“.
In Notfällen benötigen Eltern schnelle und unbürokratische Hilfe, beispielsweise bei einer Erkrankung. Doch auch in anderen Krisensituationen, z.B. bei Trennungen, wird kurzfristige Hilfe bei der Kinderbetreuung oder im Haushalt benötigt. Die Familienhilfe der Caritas sowie der Verein KiB (www.kib.or.at) haben hier bereits entsprechende Angebote. Aus Sicht der AK Tirol ist  allerdings ein flächendeckendes Angebot unumgänglich.  

Vorgeschlagen wird, die 62 Tiroler Sozialsprengel entsprechend auszubauen. Sie besitzen über das nötige Know-how und die entsprechende Infrastruktur, um Care und Case Management zu betreiben. Die bereits bestehende, soziale Staffelung der Selbstbehalte, soll auch auf diesen Bereich ausgedehnt werden. 

Im Tiroler Sozialhilfegesetz (SHG), welches durch das Tiroler Mindestsicherungsgesetz abgelöst wurde, war in § 5 Abs 8 SHG ein Rechtsanspruch auf Familienhilfe, für welche die Gemeinden laut § 5 Abs 11 SHG zuständig waren, enthalten. Dieser Rechtsanspruch wurde in dieser Form nicht in das Tiroler Mindestsicherungsgesetz, welches das SHG ablöste, übernommen.

Die 173. Vollversammlung der Arbeiterkammer Tirol fordert 

· die Tiroler Landesregierung auf, ein Konzept für ein flächendeckendes Familienhilfeangebot zu erstellen, den Sozialpartnern vorzulegen und in der Folge umzusetzen.

· den Tiroler Landtag auf, den Anspruch auf Familienhilfe erneut gesetzlich zu verankern.
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